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9. Bundeskonferenz der Kommunen und Initiativen in Magdeburg vom 
Vortrag:

Inhalte und Ergebnisse der bisherigen Bundeskonferenzen

Unter der Überschrift Globalisierung gestalten: Mit Kommunen und Initiativen! fand die 8. Bundeskonferenz im Februar 2001 in Bonn statt. Damals hieß es in der Abschlusserklärung u. a.: 

Kommunale „Eine Welt“- und „Agenda 21“- Arbeit gewinnt immer größere Bedeutung: So haben bereits 1.700 deutsche Kommunen einen lokalen Agenda 21-Beschluss verabschiedet – damit leben etwa 50 Prozent, in Nordrhein-Wetfalen sogar 75 Prozent der Bevölkerung in Agenda-Kommunen. Mit der Finanzierung einer „Servicestelle für kommunale Eine-Welt-Arbeit“ durch die Bundesregierung und die Mehrzahl der Bundesländer ab 2002 in Bonn bekennen sich die politischen RepräsentantInnen zu Ihrer Verpflichtung von Rio de Janeiro 1992. Diese Servicestelle kann als Gemeinschaftsprojekt von Bund, Ländern, kommunalen Spitzenverbänden und Initiativen sowie dem Zentrum für kommunale Entwicklungszusammenarbeit, caf/Agenda – Transfer und der Carl Duisburg Gesellschaft der kommunalen Eine- Welt-Arbeit durch Bündelung bisheriger Aktivitäten neue Impulse geben. 

Die Konferenz-TeilnehmerInnen appellieren an alle Bundesländer, sich an der Finanzierung der Servicestelle zu beteiligen, und an die Bundesregierung, dem Nord-Süd-Zentrum des Europarates in Lissabon – wie auf der Bonner Tagung erstmals zugesichert – in den kommenden Monaten beizutreten. Damit werden Forderungen der Kommunen und Nord-Süd-Foren eingelöst, die sie seit der 1. Bundeskonferenz 1988 in Mainz wiederholt an die Bundesregierung, die Länder und die kommunalen Spitzenverbände gerichtet haben.
Wie ein roter Faden ziehen sich die Forderungen nach einem Beitritt Deutschlands zum Nord-Süd-Zentrum des Europarats und der Aufbau einer Servicestelle für die Kommunen durch die Abschlusserklärungen der Bundeskonferenzen seit Februar 1991 bei der dritten Bundeskonferenz der Nord-Süd-Foren in Berlin. 

Mit der Eröffnung der Servicestelle „Kommunen in der Einen Welt“ im Dezember 2001 und dem Beitritt Deutschlands zum Nord-Süd-Zentrum im Oktober 2001 sind diese Forderungen endlich erfüllt und ich hoffe, dass während dieses Kongresses noch Gelegenheit besteht, über die Erfahrungen zu berichten, die Uli Nitschke und ich beim Lisbon Forum 2004, das vom 24.-26. Oktober unter dem Thema: 

“Social Cohesion and Local and Regional Sustainability Strategies: The role of Civil Society and Local Authorities” 
stattfand, gesammelt haben. 
Mit der Gründung der außerordentlich effizienten, vielseitigen und sachkundigen Servicestelle gelingt es zunehmend besser, auch den aus der wachsenden Europäisierung der Nord-Süd-Arbeit resultierenden Aufgaben für alle Ebenen in Deutschland besser gerecht zu werden. Vor drei Jahren in Bonn gingen wir noch von Rund 1700 deutschen Kommunen aus, die im lokalen Agenda 21 Prozess aktiv geworden sind. Heute ist die Zahl auf 2600 angewachsen, wobei mich mehr als diese Zahl die steigende Qualität der Arbeit auf lokaler Ebene beeindruckt, die sich in den hervorragenden Dokumentationen der Servicestelle gut nachvollziehen lässt. Nicht unerwähnt darf an dieser Stelle aber auch der Eindruck bleiben, dass viele lokale Agenda Prozesse in Deutschland an personeller und finanzieller Auszehrung leiden und Ermüdungserscheinungen um sich greifen. Frust entsteht oft aus dem oft unerträglichen Spagat politischer Sonntagsreden zur Nachhaltigkeit und den zähen Mühen im Alltag vor Ort, wo zwar viele Agenda Beschlüsse existieren, aber die deshalb die alten Trampelfade noch lange aufgegeben werden. Dazu trägt sicher auch der mangelnde Ausbildungsstand im öffentlichen Dienst bei, in dessen Ausbildungszentren des Bundes, der Länder und Kommunen die Nachhaltigkeitsdiskussion nicht oder nur ausnahmsweise durch einige engagierte Lehrkräfte gekommen ist. Das ZKE hatte im Jahr 2000 dazu eine Fachhochschulrektorenkonferenz zu einem Wochenendseminar eingeladen, bei der noch nicht einmal der Beschluss des Bundestages vom Juli 2000 zu Bildung für nachhaltige Entwicklung mit einem konkreten Auftrag an die Innenverwaltungen des Bundes und der Länder bekannt war. An dieser Stelle sollte der Hinweis nicht fehlen, dass der Bundestag am 1.7.2004 in Vorbereitung auf die UN-Dekade 2005-2014 „ Bildung für nachhaltige Entwicklung“ einen bemerkenswert detaillierten Beschluss gefasst und damit hoffentlich auch die KMK angeregt hat, dieser weltweiten Initiative, die von der UNESCO federführend bearbeitet wird, Nachdruck zu verleihen. Hier bietet sich für die Landesebene wegen ihrer Zuständigkeit in Bildungsfragen und somit auch für die lokale Ebene ein weites Betätigungsfeld. Ich kann mir durchaus Initiativen der Landesnetzwerke gegenüber ihren Landtagen vorstellen, um durch Hearings und Podiumsdiskussionen auch mit den zuständigen Bildungsministern der Länder die notwendige Öffentlichkeitswirkung zu erzielen. Ein wichtiges Element unserer Globalisierungsstrategie von unten, die richtiger Weise darauf setzt, dass zur politischen Gestaltung der Globalisierung Gestaltungswillen und Fähigkeit wie auch die Förderung des Bewusstseins einer globalen Verantwortung gehören. Ihrer besonderen Aufmerksamkeit möchte ich die Materialien zur local renewables conference im Juni 2004 in Bonn und das Dokument zum lokalen Politik Dialog in Bonn im Dezember 2003 empfehlen. Zwei richtungweisende Initiativen, die es ohne die Servicestelle nicht gegeben hätte. 
Bereits 3 Monate nach Gründung der Servicestelle schrieb Ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul zusammen mit Ministerpräsident Peter Müller, dem damaligen Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz alle BürgermeisterInnen und Bürgermeister Deutschlands an, um die Servicestelle vorzustellen und ihre Dienste anzubieten. Dieser Brief ist vor dem Hintergrund der schwierigen Prozesse um die kommunale Entwicklungszusammenarbeit ein wahrhaft historisches Dokument, das seine Wirkung nicht verfehlte.

Im Juni 1988 wurde in Madrid zum Abschluss der europaweiten Campagne „Interdependenz und Solidarität“ auf Einladung der parlamentarischen Versammlung des Europarats an die europäischen NRO beschlossen, die Ergebnisse der Campagne in einen längerfristigen Arbeitsprozess zu überführen und dafür das Nord-Süd-Zentrum des Europarats zu gründen und das Angebot der portugiesischen Regierung anzunehmen, das Zentrum in Lissabon aufzubauen. Neben Parlamentariern und NRO sollten Regierungen und Kommunen an dem dann sog. Quadrilog teilnehmen. 

Bereits im November 1988 kam es in Mainz zur 1. Bundeskonferenz der Nord-Süd-Foren und Initiativen, bei der das Angebot der Stadt Mainz, eine Koordinationsstelle aufzubauen dankbar angenommen wurde. Zur Vorbereitung der 1. Bundeskonferenz hatten wir damals ein Gutachten zu den rechtlichen Aspekten kommunaler Nord-Süd-Arbeit in Auftrag gegeben, das die Grundlage für ein Symposium in der evangelischen Akademie Iserlohn am 1. und 2. November 1988 darstellte. Die dort beschriebenen kommunalaufsichtlichen Streitfälle zwischen Kommunen und Bezirksregierungen lesen sich bereits heute wie aus einer völlig anderen Zeit. Der oft zitierte Paradigmenwechsel mit Überwindung des Ost-West-Konflikts lässt sich an diesem Beispiel hervorragend illustrieren. 

Mit der guten Arbeit des europäischen Koordinationsbüros in Mainz unter Leitung von Gerold Weisrock entstand eine Vielzahl neuer Aktivitäten, die bereits bei der 2. Bundeskonferenz im Januar 1990 in Bonn ihren Niederschlag in Forderungen an Bund und Länder zur Verbesserung der Arbeitsvoraussetzungen fand:

Regierung des Bundes und der Länder räumen heute ohne Umschweife ein, dass die staatliche Entwicklungszusammenarbeit der vergangenen Dekaden die gesteckten Ziele nicht erreicht hat und weitgehend gescheitert ist. Parallel wird die Arbeit der Nichtregierungsorganisationen positiv hervorgehoben und ihre Ausweitung gefördert. Diese beruht jedoch – insbesondere auf kommunaler Ebene – weitgehend auf ehrenamtlichem Engagement. Die Arbeit an den Problemen der Mehrheit der Bevölkerung dieser Erde kann jedoch auf Dauer nicht nur idealistische Feierabendbeschäftigung sein. Schon jetzt sind überall Zeichen der Überforderung und arbeitsmäßigen Überlastung festzustellen. Bund, Länder und Gemeinden sind daher dringend aufgefordert, neben ihrer wachsenden Bereitschaft zur Förderung von Projekten, mehr Mittel für kritische Informations- und Bildungsarbeit bereitzustellen und gleichzeitig, die personelle und strukturelle Ausstattung der Nord-Süd-Foren zu verbessern. Erfahrungen in anderen europäischen Staaten bei der Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten, speziell im Bereich der kommunalen Entwicklungszusammenarbeit, machen deutlich, dass damit zusätzliche Potentiale erschlossen werden können und einer qualitativ hochwertigen Verstetigung der Arbeit gedient werden kann.

Bis auf NRW warten Kommunen in den Flächenländern bis heute vergeblich auf eine Unterstützung ihrer Arbeit aus Landesmitteln. Auch im Bundeshaushalt findet sich keine entsprechende Haushaltsstelle.Die letzte Bundeskonferenz, die das Mainzer Büro organisierte, fand 1994 in Gießen statt und es ist ein Gebot der Fairness den beiden Hauptakteuren Hans Pakleppa und Dr. Dieter Danckwortt zu danken, dass sie den Aufbau des Zentrums für kommunale Entwicklungszusammenarbeit (ZKE) von 1995 – 2001 in Bonn so hervorragend gestaltet und die Grundlagen für die Arbeit der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt ehrenamtlich gelegt haben. 
Die 6. Bundeskonferenz wurde vom ZKE unter dem drängendem Titel „Noch 107 Tage bis zum Ablauf der Frist am 31.12.1996“ …………Hintergrund war der schleppende und im europäischen Vergleich beschämend niedrige Vergleich von nur rund 200 lokalen Agenda Beschlüssen bei rund 17.000 deutschen Gebietskörperschaften. Unsere 2% veranlassten damals Dänen, Niederländer und Briten, die die 80 Prozent Marke überschritten hatten, vom „Entwicklungsland Deutschland“ zu sprechen. 

10 Jahre nach Mainz fand im November 1998 in Osnabrück die 7. Bundeskonferenz statt, die unter der Überschrift „Von Mainz nach Osnabrück“ eine Bilanz unserer Arbeit verabschiedete, die dann später auch in die Dokumentation der Konzeption der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt aufgenommen wurde. Ein denkwürdiger Vorgang, der Respekt verdient, da es leider nicht selbstverständlich ist, dass langjährige Kommunen- und Basisarbeit die zum Bau der Servicestelle viel beigetragen hat, dann auch als Solche ernst genommen und gewürdigt wird. Der Bundesministerin, wie auch der Geschäftsführung von InWEnt möchte ich an dieser Stelle für die gute Zusammenarbeit ausdrücklich danken, was natürlich Uli Nitschke und sein frisches Team mit einbezieht. 

Die lokale nord-süd-politische Vernetzungsarbeit begann für mich als damaliger Bundesvorsitzender von terre des hommes im Oktober 1983 mit der Einladung zur Teilnahme am Kongress der Weltgemeindeverbandes (IULA) und der UNESCO nach Florenz. Ein niederländischer Kollege von NCO und ich griffen die Appelle verschiedener Bürgermeister auf, das NGO – Engagement auch an die lokale Ebene und nicht, wie bisher üblich, nur an die nationale Ebene zu adressieren. Schnell brachten wir ein Bündnis aus verschiedenen NRO der Niederlande und Deutschlands zustande, an dem sich auch Herr Leitermann für den deutschen Städtetag und die deutsche Welthungerhilfe beteiligten. Im September 1985 konnten wir in Köln die 1. Europäische Konferenz zur kommunalen Entwicklungszusammenarbeit durchführen, die mit dem Kölner Aufruf „from Charity to Justice“ endete und bereits 1986 mit Unterstützung der EU zur Gründung von Towns & Development führte. 

Kapitel 28 der Agenda 21 vom Juni 1992 (Rio) veranlasste Towns & Development bereits im Oktober 1992 in Berlin einen weltweiten Kongress über die wachsende Bedeutung kommunaler Projekt- und Bildungsarbeit im Nord-Süd-Kontext zu organisieren. Die Charta von Berlin wurde verabschiedet und im Juni 1994 durch einen Beschluss des Deutschen Bundestages den Kommunen zur Umsetzung wie auch zum Start von lokalen Agenda 21 Prozessen einstimmig nahe gelegt.

 Im Dezember 1994 beschlossen die Ministerpräsidenten der Länder zu ihren Aufgaben im Rio-Folgeprozess in der Entwicklungszusammenarbeit „alles in ihren Kräften stehende zu tun, um Länder, Kommunen, gesellschaftliche Gruppen einschließlich der Nichtregierungsorganisationen aktiv an diesem Prozess zu beteiligen.“
Bereits im Oktober 1988 hatten die Ministerpräsidenten der Länder erstmals das kommunalpolitische Engagement begrüßt und entsprechende Förderung in Aussicht gestellt. 
Im September 2002 fand in Johannesburg 10 Jahre nach Rio der Weltgipfel über nachhaltige Entwicklung statt, dem ein Bürgermeister Großkongress vorausging, dessen Abschlusserklärung die Servicestelle in deutsch und englisch breit gestreut hat. Etwas Besseres gibt es nach meiner Einschätzung bisher nicht. Die Zahl der inzwischen aktiven Kommunen zur Umsetzung der lokalen Agenda 21 schätzt ICLEI im Auftrag der ECOSOC inzwischen auf gut 10.000. Eine eindrucksvolle Zahl, die aber in Beziehung zur Gesamtzahl der Kommunen auf diesem Planeten gesetzt werden muss. Der Weltentwicklungsbericht 1999/2000 spricht von 476.441 Kommunen (ohne China). Im Jahr 2005 werden rund 50% der Menschheit in Kommunen leben mit weiter wachsender Tendenz der Verstädterung. Die Kommunen der Welt bedecken 2% der Weltoberfläche, sind aber für den Verbrauch von 75% der weltweiten Ressourcen verantwortlich. 

Das Konferenzthema dieses Bundeskongresses fasst die Herausforderungen für Kommunen im Globalisierungsprozess kurz und überzeugend zusammen. 

Mit den Millennium Development Goal (MDGs) haben die Staats- und Regierungschefs im September 2000 ein Aktionsprogramm bis zum Jahr 2015 verabschiedet, in dessen Mittelpunkt die Halbierung der Zahl der Ärmsten auf diesem Planeten und die Gestaltung partnerschaftlicher Entwicklungsbedingungen neben einer Reihe weiterer hoch brisanter Aufgaben steht. Die ersten Zwischenberichte nach fast 5 Jahren Laufzeit des Programms sind ernüchternd bis enttäuschend. Die Entwicklungspotenziale der Menschen in ihren Kommunen in diesem weltweiten Entwicklungsprozess weiter zu vernachlässigen, wäre unverantwortlich. 

Afrika hat in den letzten 5 Jahren 3 Großkongresse der Bürgermeister durchgeführt, die sich mit der Umsetzung der Ergebnisse von Rio und Johannesburg beschäftigten. Auch in Asien gab es ähnliche Anstrengungen. Mit der Fusion der beiden kommunalen Weltverbände IULA und UTO zum weltweiten Dach UCLG (United Communities and Local Governments) mit Hauptsitz in Paris haben sich auch die organisatorischen Voraussetzungen gegenüber der UN deutlich verbessert, die kommunale Stimme in den weltweiten Entwicklungsprozess besser einbringen zu können. 
Bremen hat seit 1995 Vernetzungsprojekte im Agenda 21 Prozess in der SADC und der SAARC Region unterstützt und dabei viel über die Probleme der Kommunen im Süden aber auch der großen Chancen internationaler kommunaler Kooperation gelernt. Beim letzten Afri  Cities Congress in Yaunde im Juni 2004 waren mehr als 2000 Bürgermeister anwesend, deren zukünftige Vernetzungsarbeit im Rahmen von NEPAD deutlich an Bedeutung gewinnt. 
Nie werde ich die Einladung des politischen Direktors der SAARC Konferenz in Katmandu vergessen, der sich dafür interessierte, von den Agenda Prozessen in Europa und Afrika zu erfahren, aber vor allem von mir als deutschem Informationen über die Rolle der Kommunen im Versöhnungsprozess zwischen Deutschland und Frankreich nach dem 2. Weltkrieg haben wollte. Dieses weltweit viel beachtete und heute schon fast vergessene „historische Wunder“ interessierte die SAARC Administration,  um daraus vielleicht etwas lernen zu können zur Rolle der Kommunen in Pakistan und Indien zur Überwindung des dortigen Jahrzehnte langen Agressionspotenzials. Eine gute Erfahrung, die mir noch einmal die Bedeutung unserer Arbeit im Kontext der Einheit von nachhaltiger Entwicklung, die ohne Frieden nicht gelingen kann, bewusst gemacht hat. 
„Der Fortschritt ist eine Schnecke“ so wird einem diese Entwicklung von 20 Jahren lokalen Engagements zur Unterstützung der Lösung globaler Probleme vorkommen. Gemessen an den weltweit wachsenden gigantischen Problemen fällt es auch mir schwer auf die historische Dimension zu verweisen, daran zu erinnern, dass es keine 20 Jahre her ist, dass deutsche Kommunen Sanktionsbewehrt von der Beteilung an globalen Aufgaben in Deutschland ausgeschlossen wurden. Als ich den Beschluss des Präsidiums des deutschen Städtetages vom 20. April 2004 las, wollte ich erst meinen Augen nicht trauen, zu gegenwärtig waren mir noch Beiträge früherer Städtetagspräsidenten und Generalsekretäre, die in unseren Konferenzen die Arbeit ausdrücklich  schätzten, aber dies nur persönlich aussagten, da die eigenen Gremien der kommunalen Spitzenverbände sich noch nicht zu einer positiven Entscheidung hatten durchringen können. Nun also dieser Beschluss: 

„Das Präsidium des Deutschen Städtetages ermutigt das Engagement deutscher Kommunen, durch Partnerschaften, Projektkooperationen und die Bereitstellung kommunaler Experten/-innen in Projekten von Durchführungsorganisationen der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) einen Beitrag zur Gestaltung der globalen Entwicklung zu leisten.“
Politische Bewusstseinsbildung ist in einer Mediendemokratie darauf angewiesen, dass neue Entwicklungen auch über die Medien transportiert werden. Was ich an früherer Stelle zum Ausbildungsstand im öffentlichen Dienst und generell zu unserem Bildungswesen in Punkto Nachhaltigkeit gesagt habe, gilt verstärkt für die Flut von Informationen und Kommentaren, die wir über die Medien täglich erhalten. Unsere Themen kommen dann prominent heraus, wenn sie sich mit karitativen Hilfsaktionen verbinden, weshalb wir dann gleich mit einem doppelten Problem belastet sind. Natürlich ist konkrete Hilfe gegenüber Menschen, die unter den Zuständen, wie wir diese Welt organisiert haben, leiden, dringend und in noch viel größerem Maße erforderlich. Aber strukturelle Gewalt wird nicht durch Hilfsprojekte überwunden. Kommunale Nachhaltigkeitsarbeit und ihre regionale oder gar internationale Vernetzung erscheint vielen Journalisten als zu theoretisch und wenig konkret. Vielleicht gelingt es, die Abschlussergebnisse dieser Konferenz einmal in einer prominenten Fernsehtalkschow auszubreiten und auch überregionale Medien dafür zu interessieren. Jedenfalls müssen wir auf diesem Gebiet noch viel Vermittlungstechnik lernen und die Nachhaltigkeitsarbeit aller Ebenen unserer Demokratien muss auch in der Journalistenausbildung besser verankert werden. 
130.000 Kommunen gibt es in Europa. Davon sind etwa 6.000 in unserem Sinne aktiv, soweit man sich auf die schwierig zu erhebenden Zahlenangaben verlassen will. In der Präambel der europäischen Verfassung verpflichtet sich Europa zu einer Politik der nachhaltigen Entwicklung. Dies wird ohne seine Kommunen nicht gelingen. Wir stehen also weiterhin am Anfang einer spannenden und aufregenden Entwicklung und können mit einigem Stolz und große Freude diesen 9. Bundeskongress eröffnen, von dem ich hoffe, dass er uns neue Erkenntnisse bringt und Batterien wieder auflädt, falls sie etwas müde geworden sein sollten. 

Ich danke Ihnen 
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